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A, Mündliche Fragen gemäß L der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


1. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Röhner in den Vorbemerkungen zum Agrarhaushalt 

1972 (Kap. 1002 und Kap. 1003) insofern eine 
sehr einseitige Darstellung der strukturpoliti- 
schen Zielsetzung erfolgte, als in der Förde- 
rung des vollständigen und teilweisen Über- 
gangs von Landwirten in einen außerlandwirt- 
schaftlichen Beruf der wesentliche Ansatzpunkt 
für strukturpolitische Maßnahmen gesehen 
wird? 


2. Abgeordneter Halt die Bundesregierung die Entwicklung zu 
Röhner leistungsfähigen Betrieben auch für einen we- 

sentlichen Ansatzpunkt für die strukturpoliti- 
sche Zielsetzung, und ist sie bereit, den Text 
der Vorbemerkungen für den nächsten Agrar- 
haushalt entsprechend zu ergänzen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


3. Abgeordneter Ist die Bundesregierung nach wie vor daran 
Werner interessiert, die frühere Planung zur Schaffung 

einer Art Beraterkorps der deutschen Wirt- 
schaft, das unter Mithilfe bewährter älterer 
Wirtschaftsfachleute als Hilfsinstrument im 
Rahmen der Entwicklungshilfe eingesetzt wer- 
den soll, v/eiterhin zu unterstützen? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


4. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 


Durch welche Mitteilungen oder Zusicherun- 
gen, die zur Interpretation der Verträge ver- 
wendet werden können, haben die Vertrags- 
partner in Moskau und Warschau kundgetan 
— - laut „Sozialdemokratischer Pressedienst'" 
Nr. 13/1972 vom 22. März d. J. — , daß das 
„Recht auf Selbstbestimmung und Heimat 
durch die Ostverträge nicht berührt" werde? 


5. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die 
Heimatvertriebenen ihren Anspruch auf das 
Selbstbestimmungsrecht und auf ihr Heimat- 
recht ohne die Einrede, dieses sei gegen Buch- 
staben und Geist der Verträge, auch dann in 
der Bundesrepublik Deutschland vertreten 
können, nachdem die Verträge ratifiziert sind? 
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6. Abgeordneter Wo und v. ann ist von der Bundesregierung 

Riedel bereits „längst geklärt" worden — wie in der 

(Frankfurt) 186. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 

Bundeskanzler im Zusammenhang mit den 
Ostverträgen vorgetragen ist (vgl. Stenogra- 
phischer Bericht über die 186. Sitzung vom 
10. Mai 1972, Seite 10892) — , „daß sich aus 
den Verträgen keinerlei Reparationsansprüche 
ergeben", oder ist es vielmehr so — wie es in 
den von der Presse veröffentiiditen und bis- 
her von der Bundesregierung nicht ausdrück- 
lich zurückgewiesenen sog. „Moskauer Proto- 
kollen" heißt — ; „Brandt zu Kossygin: Ich 
sagte Ihnen, daß die Perspektiven für die Zu- 
sammenarbeit noch günstiger würden als sie 
es schon sind, wenn wir nicht eines Tages mit 
nicht übersehbaren Reparationsforderungen 
konfrontiert werden. Wollen Sie jetzt etwas 
dazu sagen, oder haben Sie das Thema sich 
für einen späteren Zeitpunkt Vorbehalten? Ich 
frage der Ordnung halber. Kossygin: Ich möch- 
te heute auf diese Frage nicht eingehen. Ich 
bin nicht vorbereitet und hatte keine Zeit, 
mich beraten zu lassen. Wir haben diese Frage 
überhaupt noch nicht geprüft. Wir werden es 
tun und Ihnen dann Antwort geben."? 

Ist entsprechend der Ankündigung des sowje- 
tischen Ministerpräsidenten Kossygin auf die 
laut „Moskauer Protokollen" von Bundeskanz- 
ler Brandt geäußerte Befürchtung über die 
Konfrontierung „mit nicht übersehbaren Repa- 
rationsforderungen" inzwischen eine Antwort 
der Regierung der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken eingegangen? 

8. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Erklä- 

Dr. Jobst rung des polnischen Außenministers Olszow- 

skis vom 25. Mai 1972 zur Ratifizierung des 
Vertrages mit der Bundesrepublik Deutsch- 
land, in der er ausgeführt hat: „Das ist eine 
endgültige völkerrechtliche Anerkennung, und 
aus völkerrechtlicher Sicht sowie hinsichtlich 
der aus dem Vertrag resultierenden Verpflich- 
tungen besitzt keiner der in der einseitigen 
Bundestagsresolution enthaltenen Vorbehalte 
eine bindende Kraft."? 

9. Abgeordneter Wird die Bundesregierung dieser Erklärung 

Dr. Jobst widersprechen? 

10. Abgeordneter Wie sind die Erklärungen der Regierungen der 

Engelsberger Sowjetunion und der Volksrepublik Polen, 

für die Interpretation der Ostverträge sei al- 
lein der Vertragstext völkerrechtlich wirksam 
und maßgebend, vereinbar mit der Erklärung 
der Bundesregierung, daß sie die gemeinsame 
Entschließung des Bundestages zu den Ver- 
trägen in völkerrechtlich wirksamer Weise den 
Vertragspartnern zur Kenntnis bringen werde? 


7. Abgeordneter 

Riedel 

(Frankfurt) 
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11. Abgeordneter Wie ist die Erklärung bei den Beratungen im 
Engelsberger Auswärtigen Ausschuß und im Rechtsausschuß 
des Sejm, daß die gemeinsame Entschließung 
des Bundestages „einseitig und wertlos" sei, 
und die Erklärung des polnischen Außenmini- 
sters Olszowski, daß der Vertrag mit der Bun- 
desrepublik Deutschland den „unveränderli- 
chen und endgültigen" Charakter der Oder- 
Neiße-Linie anerkannt habe, zu vereinbaren 
mit den Erklärungen der Bundesregierung, daß 
es sich bei den Verträgen jeweils um einen 
Gewaltverzichtsvertrag und nicht um einen 
Grenzvertrag handle? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


12. Abgeordneter 

Schirmer 


13. Abgeordneter 

Schirmer 


14. Abgeordneter 

AVrede 


15. Abgeordneter 

Wrede 


16. Abgeordneter 
Biehle 


17. Abgeordneter 

Biehle 


Kann die Bundesregierung Angaben des Deut- 
schen Sportbundes bestätigen, daß von den 
Sportvereinen der Bundesrepublik Deutsch- 
land jährlich zwischen 22 und 25 Millionen DM 
an Steuern abgeführt werden? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Deutschen Sportbundes, die Besteuerung der 
Sportvereine trage zur Verschuldung dieser 
Vereine bei und lähme die Eigeninitiative der 
ehrenamtlichen Mitarbeiter? 

Wie bewertet die Bundesregierung die Fest- 
stellung des Präsidenten des Deutschen Sport- 
bundes, Dr. Wilhelm Kregel, beim DSB-Bun- 
destag 1972 in Berlin, der Deutsche Sportbund 
befinde sich in der Sportförderung am „gol- 
denen Zügel des Staates"? 

Unterstützt die Bundesregierung die Forderung 
des DSB, die Förderungsmittel für den DSB 
und dessen Fachverbände nicht nur ständig zu 
erhöhen, sondern auch pauschal zur Eigenver- 
wendung und Eigenkontrolle dem DSB zuzu- 
weisen? 

Trifft es zu, daß in den Bundesministerien am 
Tag vor der Abstimmung über den konstrukti- 
ven Mißtrauensantrag der CDU/CSU-Fraktion 
ohne ordentliche Personalberatung zahlreiche 
Beförderungen, auch mit Wirkung für einen 
späteren Zeitpunkt, ausgesprochen sowie Re- 
ferentenpositionen u. ä. personell verändert 
worden sind, und was waren gegebenenfalls 
die Gründe dafür? 

Welche personellen Maßnahmen hat die Bun- 
desregierung am 25. /26. April 1972 veranlaßt, 
und warum hat sie abweichend von der Erklä- 
rung zum Regierungsantritt die dort angekün- 
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18. Abgeordneter 

Spilker 


19. Abgeordneter 
Stücklen 


20. Abgeordneter 

Dr. Schneider 
(Nürnberg) 


21. Abgeordneter 

Dr. Schneider 
(Nürnberg) 


digte Mitbestimmung bzw. die in den einzel- 
nen Ressorts zugesidierte Einsdialtung des 
Personalrats in den eigenen Ministerien nidit 
verwirklicht? 

Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß sich 
die von dem Leiter der Abteilung Sport im 
zuständigen Bundesministerium des Innern in 
einem Interview mit dem Sport-Informations- 
Dienst geäußerte Meinung, „die deutsche 
Sportführung wäre gut beraten, wenn sie 
dem Staat ein Mitspracherecht einräumen wür- 
de", vereinbaren läßt mit der Aussage von 
Bundeskanzler Brandt in der Regierungserklä- 
rung von 1969, daß „der Sport von staatlicher 
Bevormundung frei bleiben muß"? 

Ist die Bundesregierung bereit, das nach dem 
Katastrophenschutzgesetz mit Aufgaben der 
Unfallbergung beauftragte Technische Hilfs- 
werk mit Funksprechgeräten und Funkweckem 
auszustatten, und sieht sie sich in der Lage, 
zunächst jedem THW-Standort ein Funkgerät 
und 6 Funkwecker zur Verfügung zu stellen? 

Hält die Bundesregierung Resolutionen und 
Petitionen von Personalvertretungen an die 
Parlamente oder sonstige außenstehende Stel- 
len zu Standes- oder tagespolitischen Fragen 
mit der gesetzlichen Aufgabenstellung der 
Personalvertretungen und insbesondere mit 
ihrer Friedenspflicht sowie ihrer Pflicht zur 
parteipolitischen Neutralität in den Dienststel- 
len nach den §§ 55 und 56 des Personalver- 
tretungsgesetzes für vereinbar? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die Interessenvertretung der Beamten 
durch einen Ausbau des Beteiligungsrechts der 
Spitzenorganisationen wirkungsvoll zu ver- 
stärken, und ist sie insbesondere bereit, ein 
gesetzliches Beteiligungsrecht allen in einem 
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis stehen- 
den Angehörigen des öffentlichen Dienstes in 
gleichem Maße einzuräumen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


22. Abgeordneter Stimmt die Bundesregierung mit mir darin 
Sieglerschmidt überein, daß die Strafvollstreckung an Deut- 
schen in der Türkei — unbeschadet der Schwe- 
re der zugrundeliegenden Straftat ~ ernste 
menschliche Probleme aufwirft, die eine Rege- 
lung, wie sie von dem Kollegen Dichgans in 
seiner entsprechenden Frage (Drucksache 
VI/3377, Frage B. 9) angeregt wurde, in hohem 
Maße drinerlich erscheinen lassen? 
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23. Abgeordneter Ist die Bundesregierung unter diesen Umstän- 
Sieglersdimidt den bereit, alles zu tun, damit die in ihrer 
Antwort vom 26. April 1972 angekündigte 
Vorlage des Entwurfs eines Gesetzes über die 
Internationale Rechtshilfe mindestens so recht- 
zeitig erfolgt, daß das Gesetz noch in dieser 
Legislaturperiode verabschiedet werden kann? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
§ 313 BGB in der Auslegung, die ihm das Bun- 
desverfassungsgericht (V ZR 130/68) gegeben 
hat, daß nämlich ein Vertrag, in dem sich ein 
Teil lediglich zum Erwerb eines Grundstücks 
verpflichtet, zulässig ist und nicht der nota- 
riellen Beurkundung bedarf, dem Schutz von 
unerfahrenen Immobilienkäufern vor unseriö- 
sen Marktpartnern nicht gerecht wird? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Gesetzes- 
initiative zu ergreifen, um die Aufspaltung des 
Grundstücksgesetzes in einen beurkundungs- 
pflichtigen und einen nicht beurkundungs- 
pflichtigen Teil zu unterbinden? 

Hält die Bundesregierung den Höchstsatz der 
Entschädigung für Zeugen und Sachverstän- 
dige von 8,00 Deutsche Mark pro Stunde ange- 
sichts der nominalen Lohn- und Gehaltserhö- 
hungen der letzten Jahre im Hinblick auf die 
Bereitschaft zu verantwortungsvollen Zeugen- 
und Sachverständigenaussagen noch für aus- 
reichend? 

Treffen Pressemeldungen zu (Frankfurter All- 
gemeine vom 31. Mai 1972), nach denen durch 
Gerichtsbeschluß ohne vorherige Fühlung- 
nahme mit der Kriminalpolizei eine Reihe von 
Personen, die der Beteiligung an terroristi- 
schen Akten verdächtigt sind, auf freien Fuß 
gesetzt wurden und daß dabei insbesondere 
eine Person aus der Haft entlassen wurde, die 
inzwischen untergetaucht ist und nunmehr im 
Verdacht steht, an der Produktion von Bom- 
ben beteiligt zu sein? 

28. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung unternommen, 

Dr. Wagner um die Wiederholung derartiger Fehlleistun- 

(Trier) gen zu verhindern? 

29. Abgeordneter Ist es mit dem Charakter und der Aufgabe des 

Erhard Bundesanzeigers vereinbar, wenn in Nr. 88 

(Bad Schwalbadi) vom 10. Mai 1972 auf S. 4 ff. eine Rede des 

Bündesjustizministers vor dem Rechtspoliti- 
schen Kongreß der SPD über „Programm und 
Stand der sozialdemokratischen Rechtspolitik" 
abgedruckt wird, und teilt die Bundesregie- 
rung meine Auffassung, daß damit dieses 
amtliche Organ für parteipolitische Propagan- 
da mißbraucht wird? 


27. Abgeordneter 

Dr, Wagner 
(Trier) 


26. Abgeordneter 
Dr. Lenz 
(Bergstraße) 


25. Abgeordneter 

Sdimidt 

(München) 


24. Abgeordneter 

Schmidt 

(München) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen 


30. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Pressemeldungen 
Metzger bestätigen, nach denen das Bundeskartellamt 

auf Grund der Bestimmungen des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen ein Ver- 
fahren gegen den Deutschen Fußballbund ein- 
geleitet hat? 

Ist es richtig, daß das Bundeskartellamt seine 
Untersuchungen gegen den Deutschen Fußball- 
bund auf § 22 des Gesetzes gegen Wettbe- 
werbsbesdiränkungen stützt, da der Deutsche 
Fußballbund als marktbeherrschendes Unter- 
nehmen auf dem Markt für Artikel des Fuß- 
ballsports angesehen wird und diese Stellung 
durch Ausschließlichkeitsverträge mit einer 
Sportschuhfabrik mißbräuchlich ausnutzt? 

Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
ergreifen, um die durch das weitere Einströ- 
men von Strumpfimporten zu Dumpingpreisen 
hervorgerufene Existenzgefährdnung der deut- 
schen Strumpfindustrie und die damit verbun- 
dene Gefährdung von Arbeitsplätzen zu ver- 
hindern? 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß 
nach einer Mitteilung der Arbeitsgemeinschaft 
der Verbraucherverbände (AGV) die Handels- 
spannen für Markenkonfektion bis zu 100 Pro- 
zent betragen, und daß diese vom Herbst/ 
Winter 1970/1971 von rund 85 v. H. über 
90 V. H. ein Jahr später auf jetzt 93 v. H. an- 
gestiegen sind? 

Trifft es in diesem Zusammenhang zu, daß 
Einzelhändlern, die sich mit niedrigeren Han- 
delsspannen begnügen wollten, auf Druck von 
Konkurrenten Pressionen bis hin zum Liefer- 
boykott angedroht wurden? 

35. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die von dem Gene- 
Wolfram raldirektor der Westdeutschen Landesbank, 

Dr. h. c. Ludwig Poullain, am 15. Mai 1972 in 
Recklinghausen geäußerte Auffassung — ver- 
öffentlicht in der Recklinghausener Zeitung 
vom 17. Mai 1972 — , daß „für die Bundesre- 
publik der Steinkohlenbergbau wirtschaftspoli- 
tisch gesehen ein Luxus sei", bzw. was gedenkt 
sie zu tun, derartige, die Öffentlichkeit und 
vor allem die Bergleute beunruhigende, Äuße- 
rungen des neutralen Mannes im Aufsichtsrat 
der Ruhrkohle AG zurückzuweisen bzw. klar- 
zustellen? 


34. Abgeordneter 
Haase 

(Kellinghusen) 


33. Abgeordneter 
Haase 

(Kellinghusen) 


32. Abgeordneter 
Baier 


31. Abgeordneter 
Metzger 
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36. Abgeordneter 

Wolfram 


37. Abgeordneter 
Hödierl 


38. Abgeordneter 
Hödierl 


39. Abgeordneter 
Dasdi 


40. Abgeordneter 
Dr. Freridis 


41. Abgeordneter 
Dr. Freridis 


Wie beurteilt die Bundesregierung die übrigen 
Aussagen von Herrn Poullain, insbesondere 
seine kritischen Anmerkungen zu einem ener- 
giepolitischen Konzept der Bundesregierung, 
und hält die Bundesregierung es nodi für ver- 
tretbar, daß Herr Poullain bei dieser Einstel- 
lung noch weiter neutraler Mann im Aufsichts- 
rat der Ruhrkohle AG sein kann? 

Hält die Bundesregierung es mit den Geboten 
sparsamer Haushaltsführung und des spar- 
samen Umgangs mit Steuergeldern für ver- 
einbar, daß Bundesminister Schiller die ver- 
sprochene und daher selbstverständliche Rück- 
zahlung des Konjunkturzuschlages durdi Her- 
ausgabe eines hauptsächlich auf Arbeitnehmer 
abgestellten „Merkblattes" mit plakativer 
Werbung für die Bundesregierung verbindet, 
obwohl Minister Schiller bekannt ist, daß die 
Arbeitnehmer den Konjunkturzuschlag bis auf 
wenige Ausnahmen reibungslos vom Arbeit- 
geber zurückerhalten werden? 

Durch welche Stellen und in welcher Anzahl 
jeweils wird das „Merkblatt" verteilt, und in 
welcher Höhe sind für die Herstellung und 
den Vertrieb Steuergelder verwendet worden 
(Angabe des Haushaltstitels)? 

Hat das Gespräch der Bundesregierung bzw. 
des Bundeswirtschaftsministeriums mit den 
Vertretern der deutschen Aluminiumindustrie 
bereits stattgefunden, und zu welchen Hilfs- 
maßnahmen ist die Bundesregierung auf 
Grund der dabei gev/onnenen Erkenntnisse 
bereit? 

Ist die Bundesregierung bereit zu bestätigen, 
daß die insbesondere für Gemeinschaftskata- 
loge mit Preisangaben entwickelten Grund- 
sätze auch dann gelten, wenn das Ergebnis der 
Mittelstandsempfehlungen nicht nur eine Ver- 
besserung einer ungünstigeren Marktstellung 
der mittleren und kleineren Betrieb zur Folge 
hat, sondern bei längerfristiger ständiger An- 
wendung sogar eine gewisse Überlegenheit in 
der Anpassungs- und Reaktionsfähigkeit der 
Mittel- und Kleinbetriebe durch ein entspre- 
chendes Katalogsystem und/oder fachliche 
Kalkulationsrichtlinien zur Folge hat? 

Ist die Bundesregierung bereit, zu bestätigen, 
daß wettbewerbsfördernde Bedingungen nicht 
nur durch gezielte niedrigere Preise geschaffen 
werden können, sondern durchaus auch durch 
solche Preisempfehlungen, die den Preisen der 
Großunternehmen angepaßt sind mit dem Ziel, 
einem übersteigen dieser Preise durch die 
mittelständischen Unternehmen entgegenzu- 
wirken, die zwar die Preise der Großbetriebe 
übersteigen, aber niedriger sind, als sie ohne 
die Preisempfehlung wären? 
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42. Abgeordneter Mit welchen Steuermindereinnahmen bei Bund 
Dr. Freiwald und Ländern rechnet die Bundesregierung, 
wenn die Frist für den Abzug einer Investi- 
tionsprämie gemäß § 32 Abs. 4 des Gesetzes 
zur Anpassung und Gesundung des deutschen 
Steinkohlenbergbaus und der deutschen Stein- 
kohlenbergbaugebiete vom 15. Mai 1968 um 
weitere drei Jahre verlängert wird? 


43. Abgeordneter Welche Mittel erhält das Land Baden-Würt- 
Dr. Abelein temberg im Jahre 1973/1974 im Rahmen der 

Finanzierung der Gemeinschaftsaufgaben? 


44. Abgeordneter In welcher Höhe wird sich der Bund in den 
Dr. Abelein Jahren 1973 und 1974 an der Gewährleistung 

von Bürgschaften zur Verbesserung der regio- 
nalen Wirtschaftsstruktur in Baden- Württem- 
berg beteiligen? 


Ist die in der Fragestunde am 22. Januar 1971 
für dieses Jahr angekündigte Gesamtunter- 
bringung des Bundesministeriums für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit im Allianz-Hoch- 
haus in Frage gestellt? 


46. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, das Ein- 
Vogt kommensteuer recht so zu ändern, daß der 

Kindergartenbeitrag der Eltern steuerlich ab- 
zugsfähig wird, nachdem anerkannt ist, daß 
der Kindergarten im Elementarbereich des 
Bildungssystems einen eigenständigen Bil- 
dungsauftrag hat? 


Ist nach der Erklärung des Regierungsspre- 
chers vom 1. Juni 1972, das Bundeskabinett 
werde erst unter Zugrundelegung der Be- 
schlußfassung über den Haushalt 1972 die 
Beratungen über den Entwurf zum Bundes- 
etat 1973 und über die Fort Schreibung der 
mittelfristigen Finanzplanung aufnehmen, noch 
damit zu rechnen, daß die Beschlußfassung des 
Kabinetts über den Haushalt 1973 und die 
Fortschreibung der mittelfristigen Finanzpla- 
nung entsprechend den bisherigen Regierungs- 
ankündigungen in der zweiten Junihälfte die- 
sen Jahres erfolgt? 


48. Abgeordneter Wenn nein: Wie wird die Bundesregierung 
Leicht sicherstellen, daß die Einbringung des Haus- 

halts 1973 — anders als im Vorjahr — frist- 
gemäß, d. h. in der ersten Sitzungswoche nach 
dem 1. September eingebracht wird? 


47. Abgeordneter 
Leicht 


45. Abgeordneter 

Josten 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


49. Abgeordneter 
Würtz 


50. Abgeordneter 
Würtz 


51. Abgeordneter 

Wohlrabe 


52. Abgeordneter 

Wohlrabe 


53. Abgeordneter 

Damm 


54. Abgeordneter 

Damm 


55. Abgeordneter 

Dr. Zimmermann 


56. Abgeordneter 
Niegel 


Sind dem Bundesministerium der Verteidigiing 
Schwierigkeiten bekannt, die sich aus der Tat- 
sache ergeben, daß Freiwillige, die in das 
Dienstverhältnis eines Soldaten auf Zeit beru- 
fen werden sollen, innerhalb von vier Tagen 
— vor Aushändigung der Urkunde — vom 
Truppenarzt auf Wehrdiensttauglichkeit un- 
tersucht werden müssen? 

Was ist beabsidrtigt, um den aus dieser Sach- 
lage entstehenden Unzuträglichkeiten in der 
möglichen Sorgfalt der Einstellimgsuntersu- 
chungen von Bewerbern abzuhelfen und unge- 
rechtfertigte Ablehnungen Freiwilliger zu ver- 
meiden? 

Ist die Bundesregierung bereit, detailliert und 
nach Haushaltsjahren getrennt, die Gesamt- 
kosten, die durch den sogenannten „Haarnetz- 
Erlaß" entstanden sind, bekanntzugeben? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
diese Kosten insbesondere in Anbetracht der 
gegenwärtigen Haushaltstage dem deutschen 
Steuerzahler gegenüber zu verantworten sind? 

Ist es verfassungsrechtlich und rechtlich zu- 
lässig, daß Beisitzern in Prüfungsausschüssen 
und Prüfungskammern für Wehrdienstverwei- 
gerer von politischen Organisationen zur 
Pflicht gemacht wird, „den Antragstellern zur 
Anerkennung zu verhelfen"? 

Wenn ja, will sich die Bundesregierung mit 
dieser Rechtslage abfinden; wenn nein, was 
tut die Bundesregierung oder was wird sie 
tun, um solchen Weisungen an die Beisitzer 
wirksam zu begegnen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
der Beschluß einer Parteiuntergliederung, die 
dieser Partei angehörenden Mitglieder in den 
Prüfungsausschüssen und -kammem für Wehr- 
dienstverweigerer sollten allen Antragstellern 
zur Anerkennung als Wehrdienstverweigerer 
verhelfen, gegen Gesetz und Verfassung ver- 
stößt? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung für Wehrpflichtige, die im Zuge der Her- 
absetzung des passiven Wahlalters bei der am 
11. Juni stattfindenden bayerischen Kommu- 
nalwahl in ein kommunales Ehrenamt (Bürger- 
meister, Gemeinderat, Stadtrat, Kreisrat) ge- 
wählt werden können, zur Ausübung des 
Mandats, wenn diese Wehrpflichtigen ihren 
Wehrdienst noch abzuleisten haben? 
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Geschäftsbereidi des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


57. Abgeordneter 

Varelmann 


58. Abgeordneter 

Varelmann 


59. Abgeordneter 

Dr. Stark 
(Nürtingen) 

60. Abgeordneter 

Dr. Stark 
(Nürtingen) 

61. Abgeordneter 

Müller 

(Nordenham) 


62. Abgeordneter 

Müller 

(Nordenham) 

63. Abgeordneter 

Dr. Sdiwörer 


64. Abgeordneter 

Dr. Sdiwörer 


Ist der Lebenswert eines Rentners oder einer 
Rentnerin, die im Berufsleben einen produk- 
tiven Beitrag geleistet haben, geringer anzu- 
setzen als der eines Studenten oder einer Stu- 
dentin? 

Steigert sich der notwendige Aufwand für den 
Lebensbedarf im höheren Alter über die nor- 
malen Ausgaben, wie in der Sozialhife aner- 
kannt? 

Wie hoch ist die jeweilige Geburtenzahl in 
den Jahren 1967 bis 1971, und wie hodi ist die 
jeweilige Sterbequote in diesen Jahren? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Ge- 
burtenrückgang unter gesellschafts- und be- 
völkerungspolitischen Aspekten? 

Wie hoch darf der Höchstwert an Bleigehalt 
in einem Liter Trinkmilch sein, um ungefähr- 
lich für den menschlichen Genuß, insbesondere 
für Klein- und Kleinstkinder, zu sein? 

Was tut die Bundesregierung, damit diese 
Höchstwerte — auch regional — nicht über- 
schritten werden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, wie hoch die 
Zahl derjenigen ist, die infolge von Geburts- 
und Frühstschäden dauernd erwerbsunfähig 
sind? 

Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß eine 
Verbesserung der Hilfen für Behinderte nach 
dem Bundessozialhilfegesetz ausreicht, oder ist 
sie bereit, für die Verbesserung der materiel- 
len Lage der Schwerstbehinderten infolge von 
Geburts- und Frühstschäden gesetzliche Rege- 
lungen zu treffen, die laufende Zahlungen 
ähnlich dem Blindengeld nach Landesrecht 
ermöglichen? 


Gesdiäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


65. Abgeordneter Haben die Tariferhöhungen beim Ausnahme- 
RolLmann tarif für Einzelverladungen von Schausteller- 

gut von fast 35% in zwei Jahren zu den ge- 
wünschten Mehreinnahmen der Deutschen 
Bundesbahn geführt, oder ist es zu einer Ver- 
lagerung der Schaustellertransporte auf die 
Straße gekommen? 
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66. Abgeordneter 

Rollmann 


67. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunsdiweig) 


68. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunsdiweig) 


69. Abgeordneter 

Dr. Sdimitt- 
Vockenhausen 


70. Abgeordneter 

Dr. Sdimitt- 
Vodtenhausen 


71. Abgeordneter 

Dr. Oetting 


Was für ein preisstabiles Verhalten kann die 
Bundesregierung noch von den Schaustellern 
erwarten, wenn die Deutsche Bundesbahn die 
Schaustellertarife innerhalb von zwei Jahren 
um fast 35Vo erhöht? 


Ist die Bundesregierung bereit, die Forderun- 
gen der Mitgliedskörperschaften der Arbeits- 
gemeinschaft Südostniedersachsen — nachdem 
sich herausgestellt hat, daß der Raum Süd- 
ostniedersachsen mit 8 bis 10 Prozent der ge- 
samten jährlichen bundesdeutschen Eisenbahn- 
gütereinnahmen und damit ein vielfaches der 
Einnahmen aufbringt, wie die Verkehrsbezirke 
der großen Ballungsräume Stuttgart, Mün- 
chen, Frankfurt — eine Infrastruktur für Süd- 
ostniedersachsen auszubauen, die dem Per- 
sonen- und Güterverkehr der Region Rech- 
nung trägt? 


Welche Stellungnahme bezieht die Bundes- 
bahnhauptverwaltung zu dem Raumordnungs- 
programm des Landes Niedersachsen, in dem 
unter VII. Verkehr, B., steht, daß die Strecken 
Braunschweig — Gifhorn— Uelzen und Braun- 
schweig— Wolfsburg — Uelzen als Hauptbah- 
nen ausgebaut werden sollen und die Ver- 
bindungen von Lehrte über Braunschweig — 
Helmstedt sowie Braunschweig — Hildesheim — 
Hameln, Braunschweig — Goslar — Salzgitter — 
Seesen — Kreiensen elektrisch betrieben wer- 
den sollen? 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
daß, auch wenn nach der Rede des Bundes- 
ministers für Verkehr vom 14. März 1972 aus 
Anlaß der Einweihung der neuen Empfangsan- 
lage „Terminal Mitte" in Frankfurt die Kapa- 
zitäten des Flughafens Frankfurt noch nicht 
ganz ausgelastet sind, die Frage eines Flug- 
hafens Rhein-Main II sehr sorgfältig geprüft 
werden muß? 


Führen die Länder Hessen und Rheinland-Pfalz 
bereits Gespräche wegen eines Flughafens 
Rhein-Main II? 


Ist die Bundesregierung bereit zu erklären, 
daß sie aus strukturpolitischen Gründen (wei- 
tere Konsolidierung des Wirtschaftsraums 
Braunschweig, Einbeziehung des Raums Braun- 
schweig in den Berlinverkehr) und aus Grün- 
den der Weiterentwicklung der innerdeut- 
schen Beziehungen nicht beabsichtigt, an der 
jetzigen Führung des Transitverkehrs nach 
Berlin etwas zu ändern, und daß sie entspre- 
chend auf den Vorstand der Deutschen Bundes- 
bahn einwirken will? 
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72. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß der nie- 
Dr. Oetting dersächsische Minister für Wirtschaft und 

öffentliche Arbeiten erklärt hat, das Land 
Niedersachsen v/ürde für eine angemessene 
finanzielle Entlastung der Deutschen Bundes- 
bahn bei der Elektrifizierung der Strecke 
Lehrte — Braunschweig — Helmstedt sorgen, 

wenn die Bundesregierung mitteilt, daß sich 
an der derzeitigen Führung des Transitver- 
kehrs nach Berlin nichts ändert? 

Hält es die Bundesregierung im Hinblick auf 
die angestrebte Vereinheitlichung des europäi- 
schen Straßenverkehrsrechts für vertretbar, 
den Einbau von Sicherheitsgurten nicht vor- 
zuschreiben, obwohl nach Angaben des ADAC 
bereits Belgien, Frankreich, Großbritannien, 
die Republik .Irland, die Niederlande, Nor- 
wegen, Schweiz, Dänemark, Portugal, Polen, 
Schweden, die CSSR und die DDR den Einbau 
von Gurten gesetzlich vorgeschrieben haben, 
und ist der Bundesregierung bekannt, zu wel- 
chem Anteil Kraftfahrzeuge in der Bundesre- 
publik Deutschland bereits jetzt mit Sicher- 
heitsgurten ausgerüstet sind? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Propagierung des Anlegens von Sicher- 
heitsgurten erst dann voll wirksam werden 
kann, wenn die Gurte tatsächlich in möglichst 
vielen, wenn nicht allen Kraftfahrzeugen ein- 
gebaut sind, und sind der Bundesregierung 
konkrete Fälle bekannt geworden, in denen 
sich angelegte Sicherheitsgurte bei einem Un- 
fall mit Kraftfahrzeugen nachteilig ausgewirkt 
haben? 

75. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Kon- 

Seefeld ferenz der Innenminister der Bundesländer 

beabsichtigt, das Rettungswesen durch einen 
besonderen Ausschuß zu steuern, obwohl der 
Bundesminister für Verkehr die Reform des 
Rettungswesens im engen Einvernehmen mit 
den Bundesländern koordiniert? 

76. Abgeordneter Hält die Bundesregierung angesichts der bis- 

Seefeld her erfolgreich fortgeschrittenen Koordinie- 

rungsbemühungen des Bundesministers für 
Verkehr und im Hinblick auf die Entschließung 
des Deutschen Bundestages vom 2. Dezember 
1971 (Drucksache VI/2846) eine solche Doppel- 
gleisigkeit für zweckmäßig und sachdienlich? 

77. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich im 

Sdimidt Güterkraftverkehr immer wieder schwere Un- 

(Würgendorf) fälle ereignen, die durch ein Verrutschen der 

beförderten Güter verursacht werden, davon 
allein im Siegerländer Wirtschaftsraum in den 
letzten Jahren auf den Bundesstraßen B 54, 


74. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


73. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


13 



Dnidksadie VI/3468 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


78. Abgeordneter 

Sdimidt 

(Würgendorf) 


79. Abgeordneter 

Stücklen 


80. Abgeordneter 

Dr. Arndt 
(Hamburg) 


81. Abgeordneter 

Dr. Arndt 
(Hamburg) 

82. Abgeordneter 

Storm 


83. Abgeordneter 

Dr. Evers 


B 62 und B 508 sechs Unfälle mit vier Toten, 
zahlreichen Verletzten und erheblichen Sach- 
schäden infolge Abrutschens von Eisenwalzen 
(B 508, vier Tote, zahlreiche Verletzte, erheb- 
licher Sachschaden), von Eisenträgern (B 54, 
drei Verletzte), von Stahlblech (B 54/62, erheb- 
licher Sachschaden), von Blechen (B54, Sach- 
schaden) und eines Tankbodens (B 54/62, ein 
Verletzter)? 

Ist die Bundesregierimg bereit, die nach mei- 
ner Auffassung unzureichenden § 23 StVG und 
§ 31 StVZO über die Verantwortlichkeit von 
Halter und Fahrzeugführer und über die Nicht- 
beeinträchtigung der Verkehrssicherheit des 
Fahrzeuges durch Ladung oder Besetzung so 
zu ergänzen, daß derartige Unfälle in Zukunft 
verhindert werden können? 

Ist die Bundesregierung grundsätzlich bereit, 
alle öffentlichen Straßen mit Notrufsäulen aus- 
zustatten, damit bei einem Verkehrsunfall eine 
schnelle Einsatzmöglichkeit für das Rote 
Kreuz, das Technische Hilfswerk und die Poli- 
zei gewährleistet ist, und welche Möglichkei- 
ten in technischer, finanzieller und zeitlicher 
Hinsicht sieht sie hierfür? 

Hat die Deutsche Bundespost auf Grund mei- 
ner Anregung in der Fragestunde am 11. März 
1971 (107. Sitzung) mit dem Deutschen Roten 
Kreuz oder anderen Wohlfahrtsverbänüen 
Verhandlungen über die Verwertung alter 
Fernsprechbücher geführt? 

Ist es gegebenenfalls zu Vereinbarungen mit 
den Wohlfahrtsverbänden über die Verwer- 
tung alter Fernsprechbücher gekommen? 

Treffen Meldungen zu, wonach die Postzu- 
stellung an Sonnabenden noch in diesem Jahr 
gänzlich eingestellt werden soll, um auch für 
die Postzusteller die 5-Tage-Woche einzufüh- 
ren? 

Nachdem die Bundesregierung in der 180. Sit- 
zung mitgeteilt hat, daß von den Ende 1971 
vorhandenen insgesamt rund 508 000 Postfä- 
chern nur rund 403 000 benutzt werden, frage 
ich die Bundesregierung, ob diese nur rund 
80Voige Ausnutzung der Postschließfachkapa- 
zität darauf zurückgeführt werden kann, daß 
die regionale Verteilung der vorhandenen 
Postschließfächer nicht dem tatsächlichen Be- 
darf an Schließfächern entspricht, und ob die 
Bundesregierung bereit ist, Untersuchungen 
darüber anzustellen, ob es sinnvoll sein könn- 
te, insbesondere in den Postämtern von Vor- 
orten der größeren Städte, die Kapazität an 
Postschließfächern zu erweitern, um dadurch 
einen Beitrag zur Rationalisierung des Post- 
dienstes und zur beschleunigten Postzustel- 
lung für Postbenutzer herbeizuführen? 
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84. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Deutsche Bundespost seit 

Dr. Marx kurzem Überspielungen aus der DDR für deut- 

(Kaiserslautem) sehe Rundfunkanstalten mit Auslandsgebühren 

belegt, und welche gesetzlichen oder anderen 
Gründe oder Veranlassimgen kann die Bun- 
desregierung dafür gegebenenfalls angeben? 

85. Abgeordneter Worauf ist es zurückzuführen, daß es von 

Mursdi Bonner Fernsprechanschlüssen so schwierig ist, 

(Soltau-Harburg) Auslandsgespräche zu führen, weil meist schon 

nach der Wahl der ersten drei Ziffern 900 . . . 
das Besetztzeichen ertönt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 

86. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Chan- 

Spilker cen auf Intensivierung des innerdeutschen 

Sportverkehrs nach Abschluß des Verkehrs- 
abkommens, wenn Pressemeldungen stimmen, 
wonach „in der Anfangsphase ein einseitiges 
Einladungsverfahren durch die DDR erwartet" 
wird, und ist die Bundesregierung in der Lage, 
Auskunft darüber zu geben, wie dieses „ein- 
seitige Veifahren" aussehen wird? 

87. Abgeordneter Trifft die Meldung der Süddeutschen Zeitung 

Dr. Wamke vom 2. Mai 1972 zu, nach der in Regierungs- 

kreisen Erwägungen angestellt werden, die 
Förderimg des Zonenrandgebiets auf die Stadt- 
und Landkreise an der Grenze gegenüber der 
DDR zu beschränken imd die „nasse Grenze" 
zwischen Lübeck und Flensburg sowie die 
bayerischen Gebiete entlang der Grenze zur 
CSSR zwischen Hof und Passau bei dieser 
Förderung zumindest begrifflich auszusparen? 

88. Abgeordneter Liegen dem Bundesminister für innerdeutsche 

Reddemann Beziehungen Berichte über die Zustände an 

der FU Berlin vor, und was ist gegebenenfalls 
ihr Inhalt? 

89. Abgeordneter Mit welchem Betrag und zu welchen Zwecken 

Reddemann ist das Institut für Politische Wissenschaft an 

der Freien Universität Berlin seitens des Bun- 
desministers für innerdeutsche Beziehungen 
gefördert worden, und welche deutschland- 
politisch interessanten Ergebnisse liegen in 
diesem Zusammenhang vor? 

90. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für zulässig, daß 

Kunz unter Berufung auf die Ostverträge Ortshin- 

weisschilder, die die Namen von Städten in 
der DDR und in den Gebieten jenseits von 
Oder und Neisse tragen, entfernt werden? 
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91. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, alles zu ver- 
Kunz anlassen, damit nicht unter Hinweis auf die 

Ostverträge diese Ortshinweisschilder ent- 
fernt werden? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


92. Abgeordneter In welcher Art und Weise führt das Bundes- 

Lenzer ministerium für Bildung und Wissenschaft 

eine Kostenkontrolle der vom Bund geförder- 
ten Forschungsprojekte durch, und weldie 
Pläne für eine Verbesserung der Kostenkon- 
trolle bestehen? 

93. Abgeordneter Wie wird sichergestellt, daß im Rahmen des 

Lenzer vierten Atomprogramms eine projektbeglei- 

tende Erfolgs- und Kostenkontroüe ermög- 
licht v/ird? 


94. Abgeordneter Trifft die Aussage des Deutschen Lehrerver- 

Dr. Fuchs bandes zu, daß etwa zehn bis fünfzehn Prozent 

der Schüler lernbehindert oder verhaltensge- 
stört sind, davon zwei Prozent aller Schüler 
körperlich oder geistig schwer behindert, und 
welche Folgerungen zieht die Bundesregierung 
gegebenenfalls aus dieser Tatsache? 

95. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, daß nach Unter- 

Dr, Fuchs lagen des Politischen Arbeitskreises Ober- 

schulen (PAO) „die besondere Rolle der Schü- 
lerorganisationen darin besteht, ein intellek- 
tuelles revolutionäres Potential zu schaffen, 
das die Aufgabe hat, der Arbeiterklasse zu 
helfen, seine Klassenanliegen zu erkennen und 
gleichzeitig eine revolutionäre Partei aufzu- 
bauen“, und welche Konsequenzen ergeben 
sich für die Bundesregierung, wenn die Mel- 
dung zutrifft? 

96. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf 

Hansen Grund von Mehrfachbewerbungen für das 

Fach Biologie an den Universitäten in Nord- 
rhein-Westfalen 69 Studienplätze in diesem 
Numerus-Clausus-Fach unbesetzt geblieben 
sind? 


97. Abgeordneter Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
Hansen ergreifen, damit die vorhandene Kapazität an 

Studienplätzen an allen Universitäten der 
Bundesrepublik Deutschland — ganz beson- 
ders in Numerus-Clausus-Fächern — voll aus- 
genutzt wird? 
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B. Sdiriftlidie Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Gesdiäftsbereidi des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Emmert 


Welche Maßnahmen hat das Presse- und In- 
formationsamt der Bundesregierung geplant, 
gefördert oder durchgeführt, um die Wer- 
bung und Information über die Spiele der 
XX. Olympiade 1972 im In- und Ausland zu 
unterstützen, und wie hoch sind die Kosten 
für diese Aktion? 


2. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Emmert 


In welcher Form und mit welcher Zielsetzung 
wird das Presse- und Informationsamt der 
Bundesregierung aus informations- und sport- 
politischer Sicht über die Spiele der XX. Olym- 
piade 1972 berichten? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


3. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vodcenhausen 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, daß Sekretärinnen, die an einer entspre- 
chenden Fortbildung interessiert sind, dies 
dem Auswärtigen Amt mitteilen können mit 
dem Ziel, in geeigneten Ausbidungslehrgän- 
gen auf eine Sachbearbeitertätigkeit vorberei- 
tet zu werden? 


4. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung dafür, daß in Zukunft ermöglicht wird, 
daß zumindest ein kurzer Einweisungskurs, 
der die Sekretärinnen in die speziellen Auf- 
gaben des Auswärtigen Amtes einführt, vor- 
geschaltet werden könnte? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


5. Abgeordneter 
Müller 
(Mülheim) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den bishe- 
rigen Verlauf der Sportgerichtsverfahren des 
Deutschen Fußballbundes im sogenannten 
„Fußball-Bundesligaskandal” unter juristi- 
schen und sportpolitischen Gesichtspunkten? 


6. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung be- 
kannter Juristen, daß das bisher in der Bun- 
desrepublik Deutschland praktizierte „Sport- 
recht” überholt und reformbedürftig ist, und 
ist die Bundesregierung zu einer rechtlichen 
Überprüfung bereit? 
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7. Abgeordneter 

Dr. Hammans 


8. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


9. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


10. Abgeordneter 
Baier 


11. Abgeordneter 
Baier 


12. Abgeordneter 

Höcheri 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung im Rahmen des beabsichtigten Zusam- 
menschlusses des niederländischen Naturparks 
„stichting recreatiegebied maas'" und des deut- 
, sehen Naturparks Schwalm-Nette, einen ge- 
meinsamen deutsch-niederländischen Natur- 
park „Maas-Schwalm-Nette'' im Sinne einer 
beispielhaften europäischen Freizeit- und Er- 
holungsorganisation zu verwirklichen? 

Ist die Bundesregierung bereit, im Hinblick 
auf einen wirksamen Umweltschutz und zur 
gleichzeitigen Gewährleistung des einwand- 
freien Funktionierens der Gemeinschaft die 
Aktion der EWG zur Harmonisierung und, 
soweit wie möglich, die Vereinheitlichung der 
Verfahren zur Messung der Umweltbelastun- 
gen zu unterstützen? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Bemühun- 
gen der EWG zur Festlegung gemeinsamer 
Regelungen für die Zurechnung der Kosten 
des Umweltschutzes und der Harmonisierung 
der Methoden zur Abschätzung dieser Kosten, 
der Finanzierungsverfahren sowie der Maß- 
nahmen, die dem Umweltschutz und der Ver- 
besserung der Umweltbedingungen einen wirt- 
schaftlichen Anreiz geben sollen, zu unter- 
stützen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß beam- 
tete Hochschulärzte z. T. bis zu 170 Mehr- 
arbeitsstunden im Kalendermonat leisten müs- 
sen, ihnen nach beamtenrechtlichen Vorschrif- 
ten in Verbindung mit der am 1. Mai 1972 in 
Kraft getretenen Verordnung über die Gewäh- 
rung von Mehrarbeitsentschädigung für Be- 
amte (Bundesgesetzbl. 1972 I S. 747) aber eine 
Entschädigung nur höchstens bis zu 40 Mehr- 
arbeitsstunden im Kalendermonat gewährt 
wird, und daß die über 40 Stunden hinausge- 
hende Mehrarbeit nicht durch Freizeit ausge- 
glichen werden kann, da sonst die klinische 
Versorgung der Patienten zusammenbrechen 
würde? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
sicherzustellen, daß die für die Patientenver- 
sorgung in unseren Universitätskliniken z. Z. 
unerläßliche Mehrarbeit der beamteten Hoch- 
schulärzte auch künftig entsprechend ihrem 
tatsächlichen Umfang — wie das z. B, bisher 
auf Grund landesbeamtenrechtlicher Vorschrif- 
ten möglich war und bei angestellten Hoch- 
schulärzten nach der Sonderregelung II c Nr. 8 
zu BAT geschieht — vergütet wird? 

Hat die Bundesregierung Maßnahmen erwo- 
gen, geplant oder getroffen, um die Entschei- 
dungsfreiheit des Bundestages gegen Nöti- 
gungsversuche durch politische Streiks sicher- 
zustellen? 
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13. Abgeordneter Hat die Bundesregierung aufgrund der jüng- 

Müller sten Vorfälle an Bleivergiftung durch eine 

(Nordenham) Bleihütte in Nordenham die Absicht, die Pro- 
jektgruppe Blei im Bundesministerium für 
Jugend, Familie und Gesundheit zu einem 
Feldversuch nach Nordenham zu entsenden? 

14. Abgeordneter Ist es technisch möglich, Blei ähnlich wie Zink 

Müller in einem elektrolytischen Verfahren ohne 

(Nordenham) Abgabe von Schadstoffen in die Luft zu pro- 
duzieren? 

15. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, eine Verbesse- 

Pfeifer rung der derzeitigen Entschädigungsregelung 

für die freiwilligen Helfer der Warnämter zu 
prüfen, nachdem infolge des Mangels an sol- 
chen Helfern es in einzelnen Wamämtem 
kaum mehr möglich ist, eine fortlaufende Be- 
setzung aller Positionen in einem vollen 
Schichtbetrieb rund um die Uhr sicherzustellen, 
und welche Verbesserungen zieht die Bundes- 
regierung gegebenenfalls bis zu welchem Zeit- 
punkt in Erwägung? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen 


16. Abgeordneter Trifft es zu, daß für den Beruf des Kraftfahrers 

Dr. Evers bisher kein Berufsbild besteht und daß Perso- 

nen, die berufsmäßig als Führer von Kraft- 
fahrzeugen tätig sind, trotz der teilweise er- 
heblichen Voraussetzungen, die an eine solche 
Tätigkeit geknüpft werden, als ungelernt gel- 
ten und dadurch im Falle des Verlustes der 
Befähigung zum Führen von Kraftfahrzeugen 
berufliche Nachteile in Kauf nehmen müssen, 
die ein besonderes Berufsrisiko darstellen? 

17. Abgeordneter Da insbesondere an die Fahrer von Reisebus- 

Dr. Evers sen erhöhte Anforderungen in persönlicher 

und fachlicher Hinsicht (Sicherheit im Straßen- 
verkehr, Gewandtheit bei Auslandsreisen) ge- 
stellt werden, frage ich die Bundesregierung, 
ob beabsichtigt ist, das spezifische Berufsrisiko 
durch die Schaffung eines Berufsbildes „Kraft- 
fahrer'" zu verringern? 

18. Abgeordneter Welche Maßnahme beabsichtigt die Bundes- 

Hödierl regierung zur Verbesserung der Kontinuität 

der öffentlichen Auftragsvergabe zu ergreifen 
und die Konjunktursteuerung mit Schwerpunkt 
über monetäre Maßnahmen zu vollziehen? 
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19. Abgeordneter Wann beabsiditigt die Bundesregierung, die 

Grobecker im Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe 

„Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur" (Drucksache VI/2451) und im Bericht 
der Bundesregierung über die Koordinierung 
und Harmonisierung der regionalen Wirt- 
schaftsförderung von Bund und Ländern 
(Drucksache VI/2995) angekündigte Rechtsver- 
ordnung zur Anpassung des Geltungsbereichs 
des Investitionszulagengesetzes an die Förder- 
gebiete der Gemeinschaftsaufgabe dem Bun- 
desrat zuzuleiten? 

20. Abgeordneter Wird die Bundesregierung die Rechtsverord- 

Grobecker nung — wie angekündigt — mit Wirkung 

vom 1. Januar 1972 in Kraft setzen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


21. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 

Wolfram Hilfssachbearbeiterstellen (A 7) bei den Mu- 

sterungsausschüssen der Kreiswehrersatzäm- 
ter wegen der damit verbundenen, hohen An- 
forderungen an fachlichen, organisatorischen 
und Menschenführungskenntnissen fast aus- 
schließlich mit solch qualifizierten Beamten 
des mittleren Dienstes besetzt werden müs- 
sen, die in der Vorbereitung zur Übernahme 
in den gehobenen Dienst stehen, daß die dar- 
aus sich ergebenden Fluktuationsprobleme 
neue Schwierigkeiten schaffen, und welche 
Gründe haben die Bundesregierung bisher 
davon abgehalten, diesen Dienstposten als 
Stelle des gehobenen Dienstes auszuweisen? 

22. Abgeordneter Sind Berichte zutreffend, wonach für die Kreis- 

Wolfram Wehrersatzämter nur eine überalterte, aber 

noch keine der EDV entsprechende Karteian- 
weisung existiert, und falls ja, welche Ursa- 
chen hat dies und welche Maßnahmen plant 
die Bundesregierung, diesem Umstand abzu- 
helfen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 

23. Abgeordneter Hält die Bundesregierung nicht angesichts der 
Wuwer jüngsten Meldung (Spiegel, Nr. 19/72, Seite 

78 ff.) über suchtfördernde Drogen eine sofor- 
tige Änderung des § 35 des Arzneimittelge- 
setzes für dringend geboten, anstatt — wie 
vorgesehen — bis 1973 zu warten, damit nicht 
weiterhin einer Vielzahl von jungen Leuten 
der Weg zur Drogenabhängigkeit erleichtert 
wird? 
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Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


24. Abgeordneter 

Biehle 


25. Abgeordneter 

Gerlach 

(Obernau) 


26. Abgeordneter 

Gerlach 

(Obernau) 


27. Abgeordneter 

Dr. Abelein 


28. Abgeordneter 

Lenzer 


29. Abgeordneter 

Lenzer 


30. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen des 
S-Bahn-Baus im Großraum Frankfurt das 
S-Bahn-Netz bis in den Raum Kahl — Aschaf- 
fenburg zu planen und auch zu verwirklichen, 
nachdem die derzeitige Planung nur bis Hanau 
geht und die Belange des Ballungsraums 
Ascbaffenburg nicht berücksichtigt? 

Stimmt die Bundesregierung mir zu, daß die 
geplante S-Bahn-Strecke Frankfurt — Hanau 
bei einer Verlängerung nach Aschaffenburg 
entscheidende Verkehrsprobleme des Raums 
Aschaffenburg, insbesondere die zur Zeit un- 
befriedigende Beförderung des täglichen star- 
ken Fendlerstroms befriedigend lösen könne? 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß eine Verlängerung des S-Bahn-Netzes 
nach Aschaffenbnrg infolge der damit mög- 
lichen schnellen Verkehrsverbindung nach 
Frankfurt und zurück eine entscheidende und 
begrüßenswerte Umschichtung des Individual- 
verkehrs von dem im dortigen Bereich über- 
lasteten Straßennetz auf das Schienennetz be- 
wirken würde? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die Zutei- 
lung von Mitteln für den Straßenbau in Baden- 
Württemberg so vorzunehmen, damit anste- 
hende Bauvorhaben planmäßig durchgeführt 
und bestehende Straßen des überörtlichen Ver- 
kehrs erneuert oder modernisiert werden kön- 
nen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Auf- 
fassung der Industrie- und Handelskammer 
Dillenburg, im Vorgriff auf die im Ausbau- 
plan für die Bundesfernstraßen vorgesehenen 
Baumaßnahmen an den Bundesstraßen 253 
bzw. 277 im Ortsbereich Dillenburg, die B 253 
schnellstmöglich zu verlegen, sie im Dillfeld 
an die B 277 anzubinden und auf diese Weise 
den schienengleichen Bahnübergang am Po- 
sten 110 zu beseitigen? 

Welche Konzeption besteht beim Bundesver- 
kehrsministerium hinsichtlich der zukünftigen 
Aufgaben des Verkehrsflughafens Siegerland 
im Rahmen des regionalen Linienflugverkehrs, 
und welche Ausbaumaßnahmen sind in diesem 
Zusammenhang geplant? 

Ist die Bundesregierung bereit, künftig auch 
Richtzeichen (wie z. B. Wegweiser an Bundes- 
straßen und Bundesautobahnen) bundesein- 
heitlich in rückstrahlender oder beleuchteter 
Bauart wenigstens zu empfehlen, statt sie wie 
bisher lediglich zuzulassen? 
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31. Abgeordneter 

Seefeld 


32. Abgeordneter 

Seefeld 

33. Abgeordneter 

Biediele 


34. Abgeordneter 

Blech eie 


35. Abgeordneter 

Rock 


36. Abgeordneter 

Rock 


ist der Bundesregierung bekannt, daß im 
deutsch-französischen Grenzgebiet französische 
Arbeitnehmer zu ihren Arbeitsstellen in 
Deutschlond mit französischen Omnibussen 
transportiert werden, die nicht den deutschen 
Sicherheitsbestimmungen unterliegen und bis- 
weiien mit erheblichen Mängeln behaftet sein 
sollen? 

Wenn jci, was gedenkt die Bundesregierung 
dagerjen zu untei nehmen? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die immer 
unerträglicher werdenden Auswirkungen und 
Gefahren für Tausende von Menschen, die 
durch die ständig zunehmende Verkehrslawine 
durch den Konstanzer Stadtteil Wollmatingen 
auf der Bundesstraße 33 verursacht werden, 
und welche Möglichkeiten sieht sie, diesem 
offensichtlichen Notstand durch den Bau einer 
Umgehungsstraße schnell abzuhelfen? 

ln welchem Zeitraum und mit welchen Finanz- 
mitteln kann die geplante Umgehungsstraße 
im Zuge der Reichenaustraße zusammen mit 
dem Brückenbauwerk über die Bahnlinie beim 
Kindlebild verwirklicht werden? 

Treffen Meldungen zu, daß die Bundesbahn- 
strecke Börßum — Jerxheim von der Deutschen 
Bundesbahn stillgelegt wird? 

Zutreffendenfalls frage ich die Bundesregie- 
rung, ob in Anbetracht der Tatsache, daß durch 
diese Stillegungsinaßnahme kleinere und mitt- 
lere Wirtschaflsbetriebe in unmittelbar grenz- 
nahen Gemeinden betroffen und Betriebe ge- 
schädigt werden, die noch vor nicht allzu lan- 
ger Zeit mit Genehmigung der Deutschen Bun- 
desbahn besondere Verladeeinrichtungen ge- 
baut haben, von dieser Stillegung aus politi- 
schen Gründen nicht abgesehen werden kann 
bzw. Firmen, die unter falschen Vorausset- 
zungen investierten, entschädigt werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


37. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
Engholm daß zahlreiche der im muttersprachlichen Un- 

terricht für Gastarbeitnehmerkinder verwen- 
deten Lehrbücher im Widerspruch zum Geist 
unserer Verfassung stehen, und ist sie bereit, 
sich für die Schaffung von Lehrbüchern und 
-materialien einzusetzen, deren Inhalt der 
bundesdeutschen Verfassung entsprechen? 
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38. Abgeordneter Welche Möglichkeiten gibt es, für den Unter- 
Engholm rieht der Gastarbeitnehmerkinder ausländische 

Lehrer zu gewinnen, die im Sinne der demo- 
kratischen Ordnung unterrichten, und wie 
kann man diese Lehrer gegen mögliche Re- 
pressalien ihrer andersdenkenden Heimatre- 
gierungen schützen? 


39. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung eine An- 
Dr. Hubrig Weisung des Bundesininisteriums für Bildung 

und Wissenschaft (Planungsstab 22. Septem- 
ber 1971) an das Institut für Kommunikations- 
planung in Bonn im Rahmen des Forschungs- 
auftrags „Informationsaustausch im Zusam- 
menhang öffentlich geförderter Forschung und 
Entwicklung'', einen Unterauftrag an die Firma 
Infratest in München zu geben im Zusammen- 
hang mit ihrer Antwort vom 28. April 1972 
auf eine entsprechende Anfrage nach der Ein- 
schaltung der Firma Infratest? 


40. Abgeordneter Welche Forschungsinstitute und Forschungs- 
Dr. Hubrig stellen beschäftigen sich z. Z. in der Bundes- 

republik Deutschland mit der Friedens- und 
Konfliktforschung, und welche Mittel werden 
hierfür insgesamt aufgewendet? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


41. Abgeordneter In welcher Hinsicht sind bei der statistischen 
Kiep Erfassung der Gesamtentwicklungshilfe, ins- 

besondere der verbürgten Exportkredite und 
Privatinvestitionen (iVo-Ziel), der öffentlichen 
Entwicklungshilfe (0,7Vo-Ziel), der Lieferbin- 
dung der Kapitalhilfe und der Konditionen der 
Kapitalhilfe in den letzten fünf Jahren (1967 
bis 1971) auf Grund internationaler Vereinba- 
rungen (DAC) oder einseitiger Regierungs- 
praxis die Berechnungsgrundlagen geändert 
worden? 


42. Abgeordneter Wie haben sich die deutschen Entwicklungs- 
Kiep hilfeleistungen auf der Basis gleicher Berech- 

nungsgrundlage, d. h. unter Extrapolierung 
etwaiger Veränderungen der statistischen Er- 
fassungsmethode hinsichtlich der Gesamthilfe, 
öffentlichen Hilfe, Lieferbindung und Kondi- 
tionen in den letzten fünf Jahren, hinsichtlich 
der Lieferbindung in den letzten sieben Jahren 
entwickelt? 


Bonn, den 2. Juni 1972 
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